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hat der 1. Senat des Bundesverwaltungsgerichts  
am 11. Juli 2018 
durch den Vorsitzenden Richter am Bundesverwaltungsgericht Prof. Dr. Berlit, 
den Richter am Bundesverwaltungsgericht Prof. Dr. Dörig,  
die Richterin am Bundesverwaltungsgericht Fricke,  
den Richter am Bundesverwaltungsgericht Dr. Fleuß und  
die Richterin am Bundesverwaltungsgericht Dr. Wittkopp 
 
 
ohne mündliche Verhandlung für Recht erkannt: 
 
 

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des 
Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs vom 23. März 2017 
wird zurückgewiesen. 
 
Die Beklagte trägt die Kosten des Revisionsverfahrens.  

 
 
 

G r ü n d e :  

 

I 
 

Die Klägerin begehrt die Verpflichtung der Beklagten zur Entscheidung über 

ihren Asylantrag. 

 

Die 1994 in Afghanistan geborene Klägerin reiste im Herbst 2014 in die Bun-

desrepublik Deutschland ein. Sie stellte am 22. Oktober 2014 bei dem Bundes-

amt für Migration und Flüchtlinge (Bundesamt) einen Asylantrag; dabei wurde 

sie zur Bestimmung des für das Asylverfahren zuständigen Mitgliedstaates an-

gehört. Eine weitere Anhörung fand nicht statt. Über diesen Asylantrag ent-

schied das Bundesamt bislang nicht. 

 

Mit ihrer am 11. August 2016 erhobenen Untätigkeitsklage begehrte die Kläge-

rin die Verpflichtung der Beklagten, ihr Asylverfahren fortzuführen und über ih-

ren Antrag zu entscheiden. Das Verwaltungsgericht wies die Klage als unzuläs-

sig ab (Urteil vom 18. August 2016), weil in Asylrechtsstreitigkeiten das Verwal-

tungsgericht die Sache unter Berücksichtigung aller in Betracht kommenden 

Gründe auch dann selbst zu klären und abschließend zu entscheiden habe, 
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wenn die persönliche Anhörung des Asylbewerbers im Verwaltungsverfahren 

unterblieben sei. 

 

Der Verwaltungsgerichtshof hat auf die Berufung der Klägerin der Klage statt-

gegeben. Zur Begründung hat er im Wesentlichen ausgeführt: Die Klage habe 

schon vor der Entscheidung über den Asylantrag erhoben werden können, weil 

das Bundesamt über den Asylantrag ohne zureichenden Grund in angemesse-

ner Frist sachlich nicht entschieden habe. Die Klage sei nicht vor Ablauf von 

drei Monaten seit dem Asylantrag erhoben worden. Es liege auch kein zu-

reichender Grund dafür vor, dass über das Asylbegehren noch nicht entschie-

den worden sei, so dass das Verfahren auch nicht auszusetzen sei. Ob ein sol-

cher Grund vorliege, bemesse sich nach objektiven Gesichtspunkten; dabei 

seien das Maß der für die Behörde erkennbaren Dringlichkeit für die Klägerin 

und die die Bearbeitungsdauer bedingenden Umstände zu einem angemesse-

nen Ausgleich zu bringen. Das Bundesamt sei zwar aufgrund der Flüchtlings-

ströme im Jahr 2015 einer hohen Geschäftsbelastung ausgesetzt gewesen. Die 

Klägerin habe ihren Asylantrag indes bereits im Oktober 2014 gestellt; eine er-

höhte Arbeitsbelastung rechtfertige eine längere Zeitdauer zudem nur, wenn es 

sich um eine vorübergehende Erscheinung handele, auf die durch organisatori-

sche Maßnahmen nicht ohne Weiteres habe reagiert werden können. Der Klä-

gerin stehe auch ein Rechtsschutzbedürfnis für ihre auf bloße Entscheidung 

über ihren Asylantrag gerichtete Klage zu, so dass das Gericht hier nicht gehal-

ten sei, selbst inhaltlich über das Asylbegehren zu befinden. Bei der Entschei-

dung über einen Asylantrag handele es sich allerdings um eine rechtlich ge-

bundene Entscheidung. Das zur Entscheidung berufene Bundesamt habe sich 

indes über die undatierte Feststellung hinaus, dass die internationale Zustän-

digkeit durch Fristablauf auf die Bundesrepublik Deutschland übergegangen 

sei, mit dem Asylbegehren in der Sache noch nicht befasst. Namentlich sei eine 

Anhörung noch nicht erfolgt. Eine Pflicht des Gerichts zum Durchentscheiden 

bei dieser Sachlage bewirke, dass entgegen dem Grundsatz der Gewaltentei-

lung anstelle des mit besonderer Sachkunde versehenen Bundesamtes das 

Gericht selbst über den Asylantrag entscheide, statt dessen Entscheidung zu 

kontrollieren. Hinzu komme, dass es sich nicht um einige Einzelfälle handele; in 
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Anbetracht des Flüchtlingszustroms sei von einer großen Menge an unbearbei-

teten Asylanträgen auszugehen.  

 

Die Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts, nach der im asylrechtli-

chen Verfahren ausnahmslos "durchzuentscheiden" sei, sei angesichts der 

europarechtlichen Entwicklungen im Asylrecht zwischenzeitlich überholt und 

werde auch vom Bundesverwaltungsgericht so nicht mehr vertreten. Die 

EU-Asylverfahrensrichtlinie (alter wie neuer Fassung) messe dem behördlichen 

Verfahren und insbesondere der persönlichen Anhörung durch besonders quali-

fizierte Mitarbeiter eine wesentlich größere Bedeutung zu, so dass eine diffe-

renzierte Betrachtung geboten sei. Eine Beachtung der Vorgaben für das be-

hördliche Verfahren lasse sich im gerichtlichen Verfahren nicht sicherstellen. 

Auch wegen der verschiedenen Arten von Anträgen mit jeweils unterschiedli-

chen Rechtsfolgen, über die das Bundesamt zu entscheiden habe, müsse die-

sem auch vorrangig die Entscheidung überlassen bleiben. Einer (ausnahmslo-

sen) Pflicht zum Durchentscheiden stehe auch die besondere - auf Beschleuni-

gung und Konzentration auf eine Behörde gerichtete - Ausgestaltung des Asyl-

verfahrens entgegen. Bei einer erstmaligen Sachentscheidung durch das Ge-

richt gehe dem Asylantragsteller eine Tatsacheninstanz verloren, die mit um-

fassenden Verfahrensgarantien ausgestattet sei. Insoweit sei der Rechtsgedan-

ke der jüngeren Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts zum Rechts-

schutz in Fällen zu beachten, in denen ein Asylantrag ohne behördliche Sach-

prüfung als unzulässig abgelehnt worden sei. Auch für Fälle, in denen zu Un-

recht die Voraussetzungen für einen Folge- oder Zweitantrag abgelehnt worden 

seien, habe das Bundesverwaltungsgericht nicht an seiner früheren Rechtspre-

chung zur generellen Verpflichtung der Gerichte zum "Durchentscheiden" fest-

gehalten. Die Beschleunigungsziele der jüngeren Asylgesetzgebung rechtfertig-

ten keine abweichende Beurteilung. 

 

Mit ihrer Revision rügt die Beklagte vor allem eine Verletzung der § 86 Abs. 1, 

§ 113 Abs. 5 VwGO und macht geltend, der Klägerin fehle für ihre Klage das 

erforderliche (allgemeine) Rechtsschutzbedürfnis. Denn ihre Untätigkeitsklage 

sei nicht auf eine bestimmte Sachentscheidung, sondern lediglich auf eine Be-

scheidung ihres Asylantrages und damit auf eine bereits kraft Gesetzes beste-
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hende Verpflichtung der Beklagten gerichtet. Ein Rechtsschutzbedürfnis beste-

he nur für eine Klage, die auf einen gerichtlichen Ausspruch gerichtet sei, der 

über die bereits gesetzlich bestehende Verpflichtung hinausgehe; soweit die 

Gerichte die Sache nicht spruchreif zu machen hätten, komme insoweit na-

mentlich eine zeitliche Vorgabe in Betracht. Aus § 86 i.V.m. § 113 Abs. 5 VwGO 

ergebe sich überdies, dass die Gerichte in Konstellationen der vorliegenden Art 

die Sache spruchreif zu machen hätten. Der Asylantrag sei auf eine gebundene 

Behördenentscheidung gerichtet, so dass sich die Untätigkeitsklage als Ver-

pflichtungsklage auf den beantragten Verwaltungsakt selbst zu richten habe. 

Demgegenüber komme dem behördlichen Asylverfahren und insbesondere der 

Durchführung einer behördlichen Anhörung keine so hohe Bedeutung zu, dass 

das gerichtliche Verfahren nicht an die Stelle des behördlichen treten könne. 

Die EU-Asylverfahrensrichtlinie sehe vielmehr vor, dass eine Entscheidung über 

den Asylantrag in bestimmten Fällen auch dann möglich sei, wenn eine persön-

liche Anhörung nicht stattgefunden habe; die Durchführung einer persönlichen 

Anhörung sei mithin für die Entscheidung über den Asylantrag keine unver-

zichtbare Voraussetzung. Nach dem Sprachgebrauch des Unionsrechts seien 

zudem mit der Bezeichnung "Asylbehörde" auch die Gerichte umfasst. Dass es 

sich bei asylrechtlichen Entscheidungen um solche einer mit besonderen Spe-

zialkenntnissen ausgestatteten Behörde handele, rechtfertige ebenfalls nicht 

den Verzicht auf die gerichtliche Verpflichtung, die Sache spruchreif zu machen. 

Dagegen spreche vielmehr der unionsrechtlich vorgegebene wirksame Rechts-

behelf vor einem Gericht. Gerade in den Fällen, in denen noch keine behördli-

che Entscheidung ergangen sei, komme den vom Gesetzgeber gewollten Be-

mühungen um Verfahrensbeschleunigung besondere Bedeutung zu, was eben-

falls für eine Pflicht zum Durchentscheiden spreche. Der Gewaltenteilungs-

grundsatz stehe einer auf Verpflichtung gerichteten Untätigkeitsklage nicht ent-

gegen. 

 

Die Klägerin verteidigt die angegriffene Entscheidung. 

 

Der Vertreter des Bundesinteresses hat sich am Verfahren nicht beteiligt. 
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II 

 

Die zulässige Revision der Beklagten, über die im Einverständnis der Beteilig-

ten ohne mündliche Verhandlung entschieden wird (§ 101 Abs. 2 VwGO), hat 

keinen Erfolg. Das Berufungsgericht hat im Einklang mit revisiblem Recht 

(§ 137 Abs. 1 VwGO) entschieden, dass die Klägerin einen Anspruch auf Ver-

pflichtung der Beklagten zur Entscheidung über ihren Asylantrag hat. 

 

Gegenstand des Revisionsverfahrens ist allein ein auf die Verpflichtung der Be-

klagten auf Bescheidung des Asylantrages beschränktes Klagebegehren, das 

die Klägerin in Gestalt der Untätigkeitsklage (§ 75 VwGO) verfolgt. Nicht zu ent-

scheiden ist daher über die Frage, ob ein Asylbewerber auf die Möglichkeit der 

reinen Bescheidungsklage beschränkt ist oder ob er Klage auch mit dem Ziel 

erheben kann, die Beklagte zur Gewährung internationalen Schutzes oder 

Feststellung von Abschiebungsverboten zu verpflichten.  

 

Maßgeblich für die Beurteilung der Sach- und Rechtslage ist der Zeitpunkt der 

letzten mündlichen Verhandlung oder Entscheidung in der Tatsacheninstanz, 

mithin das Asylgesetz (AsylG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 

2. September 2008 (BGBl. I S. 1798), hier zuletzt geändert durch das am 

10. November 2016 in Kraft getretene Fünfzigste Gesetz zur Änderung des 

Strafgesetzbuches vom 4. November 2016 (BGBl. I S. 2460), und die Verwal-

tungsgerichtsordnung (VwGO) i.d.F. der Bekanntmachung vom 19. März 1991 

(BGBl. I S. 686), hier zuletzt geändert durch das Gesetz zur Änderung der Be-

stimmungen zur Stromerzeugung aus Kraft-Wärme-Kopplung und zur Eigen-

versorgung vom 22. Dezember 2016 (BGBl. I S. 3106). Rechtsänderungen, die 

nach der letzten mündlichen Verhandlung oder Entscheidung des Tatsachenge-

richts eingetreten sind, sind zu berücksichtigen, wenn das Tatsachengericht 

- entschiede es anstelle des Revisionsgerichts - sie seinerseits zu berücksichti-

gen hätte (BVerwG, Urteil vom 11. September 2007 - 10 C 8.07 - BVerwG 129, 

251 Rn. 19); solche Rechtsänderungen sind an den hier entscheidungserhebli-

chen Normen nicht erfolgt. 
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Die Revision ist nicht begründet, weil das Berufungsgericht ohne Bundes-

rechtsverstoß dahin erkannt hat, dass die Beklagte ohne zureichenden Grund 

über den Asylantrag der Klägerin nicht entschieden hat, mithin die allgemeinen 

Voraussetzungen einer Untätigkeitsklage gegeben waren (1.) und die Klägerin 

auch ein Rechtsschutzbedürfnis für ihre auf Bescheidung gerichtete Untätig-

keitsklage hat (2.). 

 

1. Nach § 75 Satz 1 VwGO ist die Klage ohne Durchführung des in den §§ 68 ff. 

VwGO vorgeschriebenen Vorverfahrens zulässig, wenn über einen Wider-

spruch oder - was im vorliegenden Rechtsstreit wegen des Ausschlusses des 

Vorverfahrens (§ 11 AsylG) allein in Betracht zu ziehen ist - über einen Antrag 

auf Vornahme eines Verwaltungsaktes ohne zureichenden Grund in angemes-

sener Frist sachlich nicht entschieden worden ist (Untätigkeitsklage). 

 

1.1 Das Berufungsgericht hat hiernach die Klage zutreffend als Verpflichtungs-

klage (§ 42 Abs. 1 VwGO) in der Gestalt der Untätigkeitsklage (§ 75 Satz 1 

VwGO) gewertet, die auch nach Ablauf der Frist des § 75 Satz 2 VwGO wirk-

sam erhoben worden ist. Die Einhaltung der Frist des § 75 Satz 2 VwGO ist 

eine besondere Prozessvoraussetzung (BVerwG, Urteil vom 23. März 1973 

- 4 C 2.71 - BVerwGE 42, 108 <109 f.>), nach deren Ablauf eine daraufhin er-

hobene Klage unabhängig davon zulässig ist, ob sich die Verzögerung der 

Verwaltungsentscheidung als unzureichend begründet erweist oder nicht 

(BVerwG, Urteil vom 23. März 1973 - 4 C 2.71 - BVerwGE 42, 108 <109>).  

 

1.2 Das Berufungsgericht hat im Ergebnis zutreffend auch dahin erkannt, dass 

das Verfahren nicht auszusetzen und der Beklagten keine Frist zur Sachent-

scheidung zu setzen war (§ 75 Satz 3 VwGO). Denn allzumal im auch insoweit 

maßgeblichen (BVerwG, Urteil vom 24. Februar 1994 - 5 C 24.92 - juris Rn. 12) 

Zeitpunkt der Berufungsentscheidung hat ein zureichender Grund für die Nicht-

bescheidung des Asylantrages der Klägerin nicht bestanden.  

 

1.2.1 Ob ein "zureichender Grund" für die Verzögerung vorliegt, ist nach objek-

tiven Gesichtspunkten zu beurteilen. Bei der Beurteilung der Frage, ob ein "zu-

reichender Grund" vorliegt, sind neben den vielfältigen Umständen, die eine 
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verzögerte behördliche Entscheidung dem Grunde nach zu rechtfertigen geeig-

net sind (vgl. Kopp/Schenke, VwGO, 23. Aufl. 2017, § 75 Rn. 13; Brenner, in: 

Sodan/Ziekow, VwGO, 4. Aufl. 2014, § 75 Rn. 47 ff.), auch eine etwaige beson-

dere Dringlichkeit einer Angelegenheit für die Klägerin zu berücksichtigen (vgl. 

Kopp/Schenke, VwGO, 23. Aufl. 2017, § 75 Rn. 14; a.A. Brenner, in: Sodan/

Ziekow, VwGO, 4. Aufl. 2014, § 75 Rn. 50). Zureichende Gründe sind dabei nur 

solche, die mit der Rechtsordnung in Einklang stehen (BVerwG, Beschluss vom 

23. Juli 1991 - 3 C 56.90 - NVwZ 1991, 1180 <1181>). Als mögliche zureichen-

de Gründe für eine Verzögerung sind u.a. anerkannt worden ein besonderer 

Umfang und besondere Schwierigkeiten der Sachaufklärung oder die außerge-

wöhnliche Belastung einer Behörde, auf die durch organisatorische Maßnah-

men nicht kurzfristig reagiert werden kann (Dolde/Porsch, in: Schoch/

Schneider/Bier, VwGO, Stand Juni 2017, § 75 Rn. 8). 

 

1.2.2 Nach diesen Grundsätzen, die auch das Berufungsgericht herangezogen 

hat, ist dessen Bewertung im Ergebnis zutreffend, dass kein zureichender 

Grund dafür besteht, dass noch keine Entscheidung über das Asylbegehren 

ergangen ist, zumal im Zeitpunkt der Berufungsentscheidung seit dem Asylan-

trag nicht nur 22 Monate - wie bei der Klageerhebung -, sondern bereits nahezu 

28 Monate ohne Entscheidung des Bundesamtes vergangen waren. Hiergegen 

wendet sich die Revision auch nicht.  

 

Das vorliegende Verfahren gibt dabei keinen Anlass zur umfassenden Erörte-

rung möglicher Gründe für verzögerte Entscheidungen des Bundesamtes über 

Schutzanträge, die seit Mitte 2014 bei dem Bundesamt gestellt worden sind, der 

Dauer der von den Asylantragstellern wegen des Vorliegens zureichender 

Gründe jeweils hinzunehmenden Verzögerungen oder der Frage, welche Grün-

de mit welchem Gewicht bereits bei der Bestimmung der generell und ohne 

Vorliegen von Verzögerungsgründen als "angemessen" hinzunehmenden Frist 

oder erst beim Vorliegen "zureichender Gründe" zu berücksichtigen sind. Oh-

nehin fehlen hinreichende tatsächliche Feststellungen für eine angesichts der 

Entwicklung der letzten Jahre notwendig differenzierende Betrachtung des je-

weiligen Gewichts berücksichtigungsfähiger Verzögerungsgründe, die auch nur 
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in den groben Umrissen, aber nicht im notwendigen Detaillierungsgrad allge-

meinkundig sind.  

 

Für das Asylverfahren besteht ein Beschleunigungsgebot. Die Mitgliedstaaten 

haben gemäß Art. 23 der Richtlinie 2005/85/EG des Rates vom 1. Dezember 

2005 über Mindestnormen für Verfahren in den Mitgliedstaaten zur Zuerken-

nung und Aberkennung der Flüchtlingseigenschaft (ABl. L 326 S. 13) bzw. 

Art. 31 Abs. 2 Richtlinie 2013/32/EU des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 26. Juni 2013 zu gemeinsamen Verfahren für die Zuerkennung und 

Aberkennung des internationalen Schutzes (Neufassung) (ABl. L 180 S. 60) 

sicherzustellen, dass das Prüfverfahren unbeschadet einer angemessenen voll-

ständigen Prüfung so rasch wie möglich zum Abschluss gebracht wird. Konkre-

te Mindest-, Regel- oder Höchstfristen lassen sich hieraus für die Anwendung 

des § 75 Satz 1 VwGO indes nicht herleiten. Die behördliche Pflicht, den An-

tragsteller über die Verzögerungsgründe zu informieren und auf dessen Ersu-

chen hin über den zeitlichen Rahmen, innerhalb dessen mit einer Entscheidung 

über seinen Antrag zu rechnen ist, zu unterrichten (Art. 23 Abs. 2 Unterabs. 2b 

RL 2005/85/EG; Art. 31 Abs. 6 RL 2013/32/EU; s.a. § 24 Abs. 4 AsylG), weist 

allerdings darauf, dass der Normgeber eine Frist von sechs Monaten als (noch) 

im Sinne des § 75 Satz 1 VwGO "angemessene" Dauer des behördlichen Ver-

fahrens sieht. Dies bekräftigt für die Zukunft auch Art. 31 Abs. 3 Unterabs. 1 

RL 2013/32/EU, für den im Zeitpunkt der Entscheidung des Senats indes die 

Umsetzungsfrist des Art. 51 Abs. 2 RL 2013/32/EU noch nicht abgelaufen war 

(zur Anwendung der Regelungen der RL 2013/32/EU auf vor ihrem Inkrafttreten 

bzw. vor dem Ablauf der Umsetzungsfristen gestellte Asylanträge s. BVerwG, 

Beschlüsse vom 23. März 2017 - 1 C 17.16 - BVerwGE 158, 271 Rn. 22 ff. und 

vom 1. Juni 2017 - 1 C 22.16 - juris Rn. 15 ff.).  

 

Für künftige Verfahren geben Art. 31 Abs. 3 bis 5 RL 2013/32/EU - auch ohne 

Umsetzung in das nationale Recht - jedenfalls im Rahmen ihres Anwendungs-

bereichs eine Orientierung, unter welchen Umständen eine Überschreitung der 

Sechsmonatsfrist auch für die Anwendung des § 75 Satz 1 VwGO als sachlich 

gerechtfertigt hinzunehmen ist; dies gilt auch für den Fristlauf und die in Art. 31 

Abs. 5 RL 2013/32/EU genannte absolute Höchstfrist.  
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2. Die Klägerin hat auch das erforderliche Rechtsschutzbedürfnis für eine auf 

Bescheidung beschränkte Untätigkeitsklage.  

 

Wird über einen Antrag auf Vornahme eines rechtlich gebundenen, begünsti-

genden Verwaltungsaktes ohne zureichenden Grund nicht innerhalb angemes-

sener Frist entschieden, besteht ein Rechtsschutzbedürfnis im Regelfall aller-

dings nur für die auf Vornahme gerichtete Untätigkeitsklage; für die Beschrän-

kung auf eine Bescheidungsuntätigkeitsklage bedarf es eines besonderen 

Rechtsschutzbedürfnisses (2.1). Das Berufungsgericht hat dieses Rechts-

schutzbedürfnis im Ergebnis ohne Verstoß gegen Bundesrecht bejaht (2.2). 

 

2.1 Für die Verpflichtungsklage muss auch in der Gestalt der Untätigkeitsklage 

als allgemeine Sachurteilsvoraussetzung ein Rechtsschutzbedürfnis vorliegen, 

zumal auch diese Klageart primär dem Schutz subjektiver Rechte dient.  

 

2.1.1 Das Rechtsschutzbedürfnis tritt neben die - hier nicht im Streit stehende - 

Klagebefugnis und erfordert für die Inanspruchnahme gerichtlichen Rechts-

schutzes nach Art und Umfang ein berechtigtes Interesse, um die Inanspruch-

nahme gerichtlichen Rechtsschutzes auf das zur Durchsetzung subjektiver 

Rechte erforderliche Maß zu beschränken und einem Missbrauch prozessualer 

Rechte vorzubeugen. Kein Rechtsschutzinteresse besteht, wenn das Rechts-

schutzbegehren nutzlos ist oder auf einfacherem und schnellerem Wege ohne 

Inanspruchnahme der Gerichte realisiert werden kann (BVerwG, Urteil vom 

17. Januar 1989 - 9 C 44.87 - BVerwGE 81, 164 <165 f.>).  

 

2.1.2 Das Vorhandensein des für jedes Gesuch um gerichtlichen Rechtsschutz 

erforderlichen Interesses an der Erlangung dieses Rechtsschutzes folgt bei 

Leistungsklagen (einschließlich der verwaltungsgerichtlichen Verpflichtungskla-

ge) in aller Regel bereits aus dem Umstand, dass ein Kläger einen auf Leistung 

an sich selbst gerichteten, bislang nicht erfüllten Anspruch geltend macht; be-

reits dadurch, dass sich ein Kläger wegen der ausstehenden Leistung - über-

haupt - an das Gericht wendet, wird offenbar, dass er an der gerichtlichen Ent-

scheidung "subjektiv" interessiert ist (BVerwG, Urteil vom 17. Januar 1989 - 9 C 
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44.87 - BVerwGE 81, 164 <166>). Die Klägerin hat indes bei dem Bundesamt 

nicht irgendeine Bescheidung beantragt. Ihr Asylantrag vom 22. Oktober 2014 

war gerichtet auf die Zuerkennung internationalen Schutzes. Die von ihr erho-

bene Klage ist aber gerade nicht - als Untätigkeitsvornahmeklage - auf die ge-

richtliche Zuerkennung internationalen Schutzes und damit die "ausstehende 

Leistung" der Behörde gerichtet; sie beschränkt sich auf eine reine Beschei-

dung. Eine Bescheidung durch das Bundesamt ist zwar notwendige, nicht aber 

hinreichende Voraussetzung der (behördlichen) Zuerkennung internationalen 

Schutzes; in Bezug auf das durch den Antrag bei der Behörde definierte 

Rechtsschutzziel der Durchsetzung eines bestimmten materiellen Rechts hat 

die vom Entscheidungsinhalt losgelöste Bescheidung für die Klägerin keinen 

Nutzen.  

 

Der (reine) Bescheidungsanspruch ist für die Anwendung des § 75 VwGO nicht 

bloß ein einfaches Minus zum Verpflichtungsanspruch. Bei materiellen Rechten, 

auf die - wie nach §§ 3 ff. AsylG bei dem internationalen Schutz - bei Vorliegen 

der tatbestandlichen Voraussetzungen ein rechtlich gebundener Anspruch auf 

behördliche Zuerkennung besteht, ist die Untätigkeitsverpflichtungsklage 

grundsätzlich auf eine konkrete behördliche Sachentscheidung zu beziehen. 

Allein aus dem Umstand, dass ein Kläger nach der auch im Verwaltungspro-

zess geltenden Dispositionsmaxime (§ 88 VwGO) das Klagebegehren pro-

zessual auf eine reine Bescheidung beschränken kann, folgt noch kein Rechts-

schutzbedürfnis für eine derart beschränkte Klage (s. nur Hödl-Adick, Die Be-

scheidungsklage als Erfordernis eines interessengerechten Rechtsschutzes, 

S. 234 f.). 

 

2.1.3 Für die Untätigkeitsklage nach § 75 VwGO ist eine generelle Beschrän-

kung auf eine (reine) Bescheidungsklage auch mit Blick auf den Grundsatz der 

Gewaltenteilung nicht anerkannt. Dies wird bei der Klage nach § 88 SGG an-

ders gesehen (dazu BSG, Urteil vom 26. August 1994 - 13 RJ 17/94 - BSGE 

75, 56; Beschluss vom 16. Oktober 2014 - B 13 R 282/14 - juris; s.a. Kammer-

beschluss vom 3. März 2011 - 1 BvR 2852/10 - BVerfGK 18, 360 <362>) Die 

Voraussetzungen eines Vorlegungsverfahrens an den Gemeinsamen Senat der 

obersten Bundesgerichte nach §§ 11 ff. Gesetz zur Wahrung der Einheitlichkeit 
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der Rechtsprechung der obersten Gerichtshöfe des Bundes (Gesetz vom 

19. Juni 1968, BGBl. I S. 661) sind dabei nicht gegeben; § 75 VwGO und § 88 

SGG stimmen in ihrem Regelungsgehalt nicht gänzlich überein und sind - vor 

allem - nicht nach denselben Prinzipien auszulegen (s. dazu GmS-OGB, Be-

schlüsse vom 6. Februar 1973 - GmS-OGB 1/72 - BVerwGE 41, 363 <365> und 

vom 12. März 1987 - GmS-OGB 6/86 - BVerwGE 77, 370 <373>).  

 

2.1.4 § 113 Abs. 5 VwGO setzt ebenfalls voraus, dass im Regelfall die Untätig-

keitsklage als Vornahmeklage und nicht als reine Bescheidungsklage zu erhe-

ben ist. Nach dieser Vorschrift hat das Verwaltungsgericht grundsätzlich auch 

bei Verpflichtungsklagen die Sache durch eigene Aufklärungsmaßnahmen 

spruchreif zu machen. Bei Beschränkung auf ein reines Bescheidungsbegehren 

greift diese Regelung zwar nicht; denn § 113 Abs. 5 VwGO fordert eine gericht-

liche Sachaufklärung nur in dem durch das Klagebegehren bezeichneten Rah-

men, über den das Gericht nicht hinausgehen darf (§ 88 VwGO). § 113 Abs. 5 

VwGO ist aber Ausdruck des prozessualen Rechtsgedankens, dass gerichtli-

cher Rechtsschutz grundsätzlich auf die Sachentscheidung selbst gerichtet ist 

und das Gericht daher auch die für die Durchsetzung des materiellen Rechts 

erforderlichen Maßnahmen zu treffen hat.  

 

2.1.5 § 44a Satz 1 VwGO, nach denen Rechtsbehelfe gegen behördliche Ver-

fahrenshandlungen nur gleichzeitig mit den gegen die Sachentscheidung zuläs-

sigen Rechtsbehelfen geltend gemacht werden können, ist auf die vorliegende 

Verfahrenskonstellation allerdings nicht anwendbar. Die auf behördliche Erst-

entscheidung gerichtete Untätigkeitsklage wendet sich nicht gegen (einzelne) 

behördliche Verfahrenshandlungen und zielt auch nicht auf die isolierte Durch-

setzung einzelner Verfahrensschritte (etwa die Anhörung). Ungeachtet dessen, 

dass bei der Untätigkeitsbescheidungsklage der Rechtsschutz gerade daran 

anknüpft, dass eine behördliche Erstentscheidung ohne zureichenden Grund 

nicht ergangen ist, besteht zwischen einer behördlichen Entscheidung, die unter 

Nichtbeachtung einzelner Verfahrensrechte ergangen ist, und der behördlichen 

Nichtentscheidung ein qualitativer Unterschied.  
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Diesen Unterschied anerkennt eine frühere Rechtsprechung des Bundesverwal-

tungsgerichts, nach der der Bürger in Fällen, in denen er einen von der Rechts-

ordnung eingeräumten materiellrechtlichen Anspruch verfolgt, grundsätzlich 

einen davon unabhängigen, gerichtlich durchsetzbaren Anspruch auf Beschei-

dung seines auf die Gewährung des von ihm beanspruchten Rechtes gerichte-

ten Antrags hat (BVerwG, Urteil vom 28. März 1968 - 8 C 22.67 - BVerwGE 29, 

239 <243 f.>).  

 

2.1.6 Die hiernach erforderlichen Gründe für eine reine Bescheidungsklage 

müssen nach Art und Gewicht hinreichen, um ein Rechtsschutzbedürfnis für 

eine Beschränkung annehmen zu können. Dies kann schon dann der Fall sein, 

wenn sie eine Bescheidungsklage rechtfertigen, und erfordern nicht notwendig, 

dass sie diese Beschränkung gebieten. Ob dies der Fall ist, bedarf vorliegend 

keiner Entscheidung. 

 

2.2 Die Klägerin hat für ihre auf reine Bescheidung gerichtete Untätigkeitsklage 

ein Rechtsschutzbedürfnis jedenfalls in der vorliegenden Fallkonstellation, die 

kennzeichnet, dass die Klägerin nach Stellung ihres Asylantrages nicht zu ihren 

Asylgründen angehört worden ist und das Bundesamt auch sonst keine aus den 

beigezogenen Verwaltungsvorgängen erkennbaren Schritte unternommen hat, 

um das Verfahren in irgendeiner Weise zu fördern. In einem solchen Fall recht-

fertigt es die besondere Ausgestaltung des Asylverfahrens mit der hervorgeho-

benen Stellung des behördlichen Verfahrens und den daran anknüpfenden Ver-

fahrensgarantien in einer Gesamtschau, ein Rechtsschutzbedürfnis für eine 

solche (reine) Bescheidungsklage anzunehmen. Der Senat lässt offen, ob der 

Asylbewerber auf die Möglichkeit der Bescheidungsklage beschränkt ist.  

 

2.2.1 Das Rechtsschutzbedürfnis ergibt sich für die hier zu beurteilende Fall-

konstellation allerdings nicht schon allein aus rechtsgebietsübergreifenden, all-

gemeinen prozessualen Erwägungen. 

 

a) Die aus dem allgemeinen Gewaltenteilungsgrundsatz hergeleiteten Begren-

zungen gerichtlicher Sachentscheidungsbefugnisse greifen bei einer gebunde-

nen Entscheidung nicht durch. Wenn und soweit - ein entsprechendes Klage-
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begehren vorausgesetzt (§ 88 VwGO) - die Verwirklichung des behaupteten 

materiellen Rechts durch eine entsprechende gerichtliche Verpflichtung nach 

dem geltenden Prozessrecht möglich ist, bedarf es für einen bloßen Beschei-

dungsantrag eines besonderen Rechtsschutzbedürfnisses. Dies gilt auch in ei-

ner Situation, in der wegen einer Vielzahl gleichgelagerter Fälle die vom Beru-

fungsgericht bezeichnete Gefahr einer Gewichtsverlagerung von der Exekutive 

auf die Judikative (s.a. Göbel-Zimmermann/Skrzypczak, ZAR 2016, 357 <364>) 

besteht. Auch ein wie auch immer geartetes zeitweiliges "systemisches Versa-

gen" des Bundesamtsverfahrens rechtfertigte nicht den Verzicht auf die Anwen-

dung geltenden Prozessrechts.  

 

b) § 113 Abs. 3 VwGO, nach dem das Gericht in Fällen, in denen es eine weite-

re Sachaufklärung für erforderlich hält, unter bestimmten Voraussetzungen ei-

nen Verwaltungsakt aufheben kann, ohne in der Sache selbst zu entscheiden, 

gilt unmittelbar nur für die Anfechtungsklage (BVerwG, Urteil vom 6. Juli 1998 

- 9 C 45.97 - BVerwGE 107, 128 <129 f.>). Nach seiner systematischen Stel-

lung ist er auch sonst nicht entsprechend auf Verpflichtungsbegehren anwend-

bar (s.a. Kopp/Schenke, VwGO, 23. Aufl. 2017, § 113 Rn. 166), für welche die 

Reichweite der gerichtlichen Sachaufklärungspflicht in § 113 Abs. 5 VwGO ge-

regelt ist. Als Begrenzung der gerichtlichen Sachaufklärungspflicht in der An-

fechtungskonstellation fördert eine nach § 113 Abs. 3 VwGO bewirkte Aufhe-

bung auch das Rechtsschutzziel der Klägerin, während sie in der Verpflich-

tungssituation einem Kläger in Bezug auf die Verwirklichung seiner materiellen 

Rechte nicht weiterhilft.  

 

c) Ein Rechtsschutzbedürfnis für eine reine Bescheidungsuntätigkeitsklage 

kommt allerdings in solchen Fällen in Betracht, in denen nach § 113 Abs. 5 

VwGO eine Beschränkung der gerichtlichen Pflicht anerkannt ist, die Sache 

spruchreif zu machen. Ein solcher Fall ist hier indes nicht gegeben. Dem Bun-

desamt ist bei der Entscheidung über den Asylantrag kein Ermessen und auch 

kein Beurteilungsspielraum eingeräumt. Die besondere Sachkunde, über die 

das Bundesamt bei der Entscheidung über Asylanträge verfügen muss (Art. 4 

Abs. 3 RL 2005/85/EG; Art. 4 Abs. 4 RL 2013/32/EU) und die dazu führt, dass 

vorrangig dieses zu entscheiden hat (BVerfG, Kammerbeschluss vom 13. März 
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1993 - 2 BvR 1988/92 - InfAuslR 1993, 229 <232>), begründet für sich allein 

ebenfalls keine Begrenzung der gerichtlichen Pflicht zur Spruchreifmachung. 

Das Bundesamt ist keine Behörde, der gegenüber den Gerichten eine strikte 

Entscheidungsprärogative zukommt (BVerwG, Urteil vom 6. Juli 1998 - 9 C 

45.97 - BVerwGE 107, 128 <129 f.>). Bedeutung kann die besondere Sachkun-

de des Bundesamtes und dessen Erstentscheidungsaufgabe allerdings bei ei-

ner Gesamtschau gewinnen. 

 

2.2.2 Ein Rechtsschutzbedürfnis für die Beschränkung auf den reinen Beschei-

dungsantrag folgt für die hier zu beurteilende Fallkonstellation indes aus den 

Besonderheiten des behördlichen Asylverfahrens und seinen spezifischen Ver-

fahrensgarantien. 

 

a) Das Flüchtlingsrecht ist in besonderem Maß auf eine sorgsame verfahrens-

rechtliche Ausgestaltung angewiesen (BVerfG, Beschluss vom 25. Februar 

1981 - 1 BvR 413/80 - BVerfGE 56, 216 <236>). Sie zielt nicht allein auf eine 

möglichst rasche Entscheidung über Asylanträge, die sowohl im öffentlichen 

Interesse als auch im Interesse der Asylbewerber liegt (Erwägungsgrund 11 

RL 2005/85/EG; Erwägungsgrund 18 RL 2013/32/EU). Diese Verfahrensgaran-

tien dienen zugleich der effektiven Durchsetzung des materiellen Rechts, indem 

sie jedem Antragsteller die Gelegenheit verschaffen, mit den zuständigen Be-

hörden zu kooperieren und effektiv mit ihnen zu kommunizieren, um ihnen den 

ihn betreffenden Sachverhalt darlegen zu können (Erwägungsgrund 13 

RL 2005/85/EG; Erwägungsgrund 25 RL 2013/32/EU). Wegen der sachtypi-

schen Beweisnot, in der sich viele Asylbewerber wegen des Fehlens von Be-

weismitteln zum Beleg des geltend gemachten Verfolgungsschicksals befinden, 

ist dem persönlichen Vorbringen des Asylsuchenden größere Bedeutung bei-

zumessen als dies sonst in der Prozesspraxis bei Parteibekundungen der Fall 

ist (BVerwG, Urteil vom 16. April 1985 - 9 C 109.84 - BVerwGE 71, 180 

<181 f.>; Beschluss vom 29. November 1996 - 9 B 293.96 - juris). Bei der Prü-

fung von Asylanträgen misst auch Art. 4 Abs. 5 RL 2011/95/EU den Angaben 

der Antragsteller ein besonderes Gewicht bei, wenn diese unter den dort be-

zeichneten Voraussetzungen es kompensieren können, dass Unterlagen oder 

sonstige Nachweise für die Aussagen fehlen. Dies setzt in besonderem Maße 
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nicht nur die Möglichkeit einer auch mündlich möglichen Darlegung der Asyl-

gründe voraus. Es fordert auch die Herstellung und Wahrung einer Kommunika-

tionssituation, in der die besonderen Schwierigkeiten einer umfassenden Darle-

gung der Asylgründe überwunden werden können, und Möglichkeiten, in Fällen 

unzureichender Darlegung tatsächlich vorhandener Asylgründe das Vorbringen 

zu ergänzen und Missverständnisse auszuräumen. 

 

b) Das Asylgesetz und das Unionsrecht (RL 2005/85/EG; RL 2013/32/EU) ent-

halten besondere Verfahrensgarantien und Vorkehrungen für das behördliche 

Asylverfahren, um eine gelingende Kommunikation zwischen Asylantragsteller 

und Behörde sicherzustellen.  

 

aa) Nach Art. 13 Abs. 3 RL 2005/85/EG ergreifen die Mitgliedstaaten geeignete 

Maßnahmen, damit die persönliche Anhörung unter Bedingungen durchgeführt 

wird, die dem Antragsteller eine zusammenhängende Darlegung der Gründe 

seines Asylantrags gestatten. Sie haben u.a. zu gewährleisten, dass die anhö-

rende Person ausreichend befähigt ist, um die persönlichen oder allgemeinen 

Umstände des Antrags einschließlich der kulturellen Herkunft oder der Verletz-

lichkeit des Antragstellers zu berücksichtigen (Buchst. a). Die angemessenen 

Kenntnisse in Asyl- und Flüchtlingsangelegenheiten, deren entscheidende Be-

deutung Erwägungsgrund 10 RL 2005/85/EG für die Bediensteten der erstin-

stanzlich entscheidenden Behörde betont, erstreckt sich nicht allein auf die 

Fachkenntnisse des materiellen Flüchtlingsrechts oder zu den tatsächlichen 

Verhältnissen des Herkunftsstaates; sie umfassen auch die Fähigkeiten, die 

erforderlich sind, um die komplexe Kommunikationssituation der Anhörung an-

gemessen zu bewältigen. Soweit Art. 15 Abs. 3 Buchst. b RL 2013/32/EU künf-

tig fordert, dass die Mitgliedstaaten, soweit möglich, vorsehen, dass die Anhö-

rung des Asylantragstellers von einer Person gleichen Geschlechts durchge-

führt wird, wenn der Antragsteller darum ersucht, soweit nicht die Asylbehörde 

Grund zu der Annahme hat, dass das Ersuchen auf Gründen beruht, die nicht 

mit den Schwierigkeiten des Antragstellers in Verbindung stehen, die Gründe 

für seinen Antrag umfassend darzulegen, trägt dies dem Gedanken Rechnung, 

dass nicht zuletzt aus kulturellen oder religiösen Gründen insbesondere Frauen 

erhebliche Schwierigkeiten haben können, sich männlichen Anhörpersonen ge-
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genüber zu offenbaren. Entsprechendes gilt für das Uniformverbot für Anhör-

personen (Art. 15 Abs. 3 Buchst. d RL 2013/32/EU) und das Gebot kindgerech-

ter Anhörung (Art. 15 Abs. 3 Buchst. e RL 2013/32/EU) (s.a. Art. 17 Abs. 4 

Buchst. b RL 2005/85/EG). 

 

bb) Nach § 25 Abs. 6 Satz 1 AsylG ist die Anhörung des Asylantragstellers nicht 

öffentlich (s.a. Art. 13 Abs. 2 RL 2005/85/EG: "Eine persönliche Anhörung er-

folgt unter Bedingungen, die eine angemessene Vertraulichkeit gewährleis-

ten."); an ihr können neben Vertretern des Bundes, eines Landes oder des 

UNHCR andere Personen nur nach Maßgabe einer besonderen Gestattungs-

entscheidung teilnehmen. Für den Regelfall schreibt Art. 13 Abs. 1 

RL 2005/85/EG eine persönliche Anhörung ohne die Anwesenheit von Fami-

lienangehörigen vor, soweit nicht die Asylbehörde die Anwesenheit solcher An-

gehörigen zwecks einer angemessenen Prüfung für erforderlich hält.  

 

cc) Nach Art. 14 Abs. 2 RL 2005/85/EG stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass 

ein Antragsteller rechtzeitig Zugang zu dem Bericht über die persönliche Anhö-

rung hat; in Fällen, in denen der Zugang erst nach der Entscheidung der 

Asylbehörde gewährt wird, haben die Mitgliedstaaten sicherzustellen, dass der 

Zugang so frühzeitig ermöglicht wird, dass fristgerecht ein Rechtsbehelf vorbe-

reitet und eingelegt werden kann. Der Zugang zu diesem "Bericht über die per-

sönliche Anhörung im Verfahren" hat erkennbar den nunmehr in Art. 17 Abs. 3 

RL 2013/32/EU ausdrücklich geregelten Sinn, dem Antragsteller Gelegenheit zu 

geben, sich mündlich und/oder schriftlich zu Übersetzungsfehlern oder missver-

ständlichen Formulierungen in der Niederschrift zu äußern und/oder diese zu 

klären.  

 

dd) § 25 Abs. 3 AsylG erlaubt zwar die Nichtberücksichtigung eines der Anhö-

rung nachfolgenden, späteren Vorbringens des Ausländers, wenn andernfalls 

die Entscheidung des Bundesamtes verzögert würde. Die Regelung schließt 

aber ergänzendes Vorbringen nicht strikt aus und lässt es somit zu, noch im 

Laufe des weiteren behördlichen Asylverfahrens das bisherige Vorbringen zu 

ergänzen, vermeintliche Widersprüche auszuräumen oder sonst Missverständ-

nisse aufzuklären. Die Möglichkeit solcher Missverständnisse oder (vermeintli-
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cher) Widersprüche im Rahmen der Anhörung unterscheidet das behördliche 

Asylverfahren typischerweise wesentlich von nahezu allen weiteren inländi-

schen Verwaltungsverfahren, in denen für die Kommunikation zwischen Antrag-

steller und Behörden zwar in Einzelfällen, aber nicht im Regelfall ein Sprach-

mittler erforderlich ist.  

 

ee) Der Sicherung einer angemessenen Verständigung zwischen dem Antrag-

steller und der anhörenden Person dient auch die Vorgabe, die Auswahl eines 

hierfür tauglichen Dolmetschers sicherzustellen (Art. 13 Abs. 3 Buchst. b 

RL 2005/85/EG; s.a. Art. 15 Abs. 3 Buchst. c RL 2013/32/EU). Dies entspricht 

der hervorgehobenen Bedeutung der Anhörung für ein rechtsstaatliches Asyl-

verfahren, bei der nur bei gelingender sprachlicher Verständigung eine umfas-

sende Verständigung möglich ist (s.a. Jaber, ZAR 2017, 318). Auch bei qualifi-

zierten Dolmetschern besteht indes allein durch die Mediatisierung der Ver-

ständigung die Gefahr von Verständigungsmängeln; diese müssen durch einen 

wirksamen Rechtsbehelf beseitigt werden können. 

 

ff) Art. 19 Abs. 4 GG und Art. 39 Abs. 1 RL 2005/85/EG gewährleisten dem 

Asylbewerber das Recht auf einen wirksamen Rechtsbehelf; Art. 46 Abs. 3 

RL 2013/32/EU stellt klar, dass sich die Prüfung neben Rechtsfragen auch auf 

Tatsachen erstreckt. Unionsrecht wie nationales Recht gehen von zumindest 

einer Möglichkeit der gerichtlichen Überprüfung einer behördlichen Entschei-

dung über den Asylantrag aus, und treffen so Vorsorge für Fälle, in denen un-

geachtet der Wahrung aller Verfahrensgarantien und -standards des Asylver-

fahrens behördliche Asylentscheidungen fehlerhaft sind. Diese im gewaltentei-

lenden Rechtsstaat generell vorzusehende gerichtliche Kontrolle hat wegen der 

spezifischen Fehlerquellen, die sich im behördlichen Asylverfahren ergeben 

können, eine besondere Bedeutung.  

 

gg) Der besonderen Bedeutung der persönlichen Anhörung durch die Asylbe-

hörde steht entgegen der Rechtsauffassung der Beklagten hier auch nicht ent-

gegen, dass nach Art. 12 Abs. 4 RL 2005/85/EG bzw. Art. 14 Abs. 3 

RL 2013/32/EU die Tatsache, dass keine persönliche Anhörung stattfindet, die 

Asylbehörde nicht daran hindert, über den Asylantrag zu entscheiden. Diese 
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Regelung ist bezogen auf jene Fälle, in denen nach Maßgabe des Art. 12 

Abs. 2 RL 2005/85/EG bzw. Art. 14 Abs. 2 RL 2013/32/EU auf eine persönliche 

Anhörung verzichtet werden kann; sie stellt die Anhörung nicht insgesamt zur 

Disposition. Dass ein solcher Ausnahmefall hier vorgelegen haben könnte, ist 

tatrichterlich nicht festgestellt und wird von der Beklagten auch nicht geltend 

gemacht. 

 

hh) Die Möglichkeit, dass ein Gericht im Rahmen der Überprüfung einer nach 

Anhörung des Schutzsuchenden ergangenen behördlichen Entscheidung nach 

Art. 47 GRC gehalten sein kann, einen Asylantragsteller zu einem Unzulässig-

keitsgrund anzuhören, der von der Asylbehörde nicht geprüft worden ist (so das 

nach der Entscheidungsfindung ergangene Urteil des EuGH vom 25. Juli 

2018 - C-585/16 [ECLI:EU:C:2018:584], Alheto - Rn. 125, 127, 130), lässt keine 

direkten Rückschlüsse auf die hier vorliegende Konstellation einer reinen Be-

scheidungsklage nach vollständigem Anhörungs- und Entscheidungsausfall 

durch das Bundesamt zu und nimmt auch sonst der Anhörung durch die 

Asylbehörde nicht ihr Gewicht, zumal der Gerichtshof an anderer Stelle des Ur-

teils ausführt (Rn. 116), dass "die Prüfung des Antrags auf internationalen 

Schutz durch eine Verwaltungsstelle oder eine gerichtsähnliche Behörde, die 

mit besonderen Mitteln und Fachpersonal ausgestattet ist, eine wesentliche 

Phase der mit dieser Richtlinie eingeführten gemeinsamen Verfahren ist." 

 

c) Diese besondere Ausgestaltung des behördlichen Asylverfahrens begründet 

in ihrer Gesamtschau ein berechtigtes Interesse eines Asylantragstellers an der 

Durchführung des behördlichen Verfahrens. Damit nicht verbunden ist die Be-

wertung, dass bereits einzelne Verfahrensrechte dieses Ergebnis begründen 

und selbständig durchsetzbar seien, oder dass damit ein weitergehendes 

Rechtsschutzbedürfnis für eine Untätigkeitsvornahmeklage ausgeschlossen 

wäre.  

 

aa) Das gerichtliche Asylverfahren kann die Durchführung des behördlichen 

Asylverfahrens nicht insgesamt gleichwertig ersetzen.  
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Das gerichtliche Verfahrensrecht ist insgesamt auf Kontrolle einer behördlichen 

Entscheidung in einem transparenten, vom Grundsatz der Öffentlichkeit gepräg-

ten kontradiktorischen Verfahren durch den gesetzlichen Richter angelegt. Die 

Funktion des Grundsatzes der Nichtöffentlichkeit des behördlichen Verfahrens 

kann auch bei einer erweiternden Auslegung des § 171b GVG im gerichtlichen 

Verfahren, wie sie zum Schutz der Privatsphäre von Asylbewerbern angezeigt 

sein kann, die aber den Grundsatz der Öffentlichkeit nicht generell aufheben 

darf, im gerichtlichen Verfahren nicht verwirklicht werden; denn er zielt auf die 

Gestaltung einer offenen Kommunikationssituation insgesamt. Der Grundsatz 

des gesetzlichen Richters (Art. 101 Abs. 1 GG) schließt es aus, im Rahmen der 

Bestimmung der Anhörperson gezielt Besonderheiten der kulturellen Herkunft 

oder der Verletzlichkeit des Antragstellers Rechnung zu tragen, und zwar unge-

achtet dessen, dass Fähigkeit und Bereitschaft zur problemsensiblen, von inter-

kultureller Kompetenz getragenen Durchführung einer mündlichen Verhandlung 

allen in Asylverfahren tätigen Verwaltungsrichterinnen und -richtern abverlangt 

sind. Mit Blick auf die Amtsermittlungspflicht (§ 86 Abs. 1 VwGO) ist namentlich 

bei einer Untätigkeitsklage indes der ergänzenden Erwägung des Berufungsge-

richts nicht beizutreten, dass eine den Anforderungen der Asylverfahrensrichtli-

nie genügende Anhörung mit Dolmetscher einen Zeitrahmen erfordere, der im 

gerichtlichen Verfahren nicht ohne Weiteres zur Verfügung stehe. Die Pflicht zur 

hinreichenden Ausstattung der staatlichen Organe gilt auch für die Gerichte. 

 

Der Konzentrationsgrundsatz des verwaltungsgerichtlichen Verfahrens (§ 87 

Abs. 1 VwGO) und die eingeschränkte prozessuale Überprüfbarkeit gerichtli-

cher Entscheidungen stehen ebenfalls in einem unaufgelösten Spannungsver-

hältnis zur Pflicht, den "Bericht über die persönliche Anhörung im Verfahren" 

rechtzeitig oder doch so frühzeitig zu übermitteln, dass ein Rechtsbehelf vorbe-

reitet und eingelegt werden kann (Art. 14 Abs. 2 RL 2005/85/EG). Entsprechen-

des gilt für die im gerichtlichen Verfahren strikteren Präklusionsvorschriften. 

 

Die besonderen Fehlerquellen, die die Möglichkeit der Überprüfung einer ge-

troffenen Entscheidung durch eine weitere (gerichtliche) Instanz erfordern, be-

stehen vor allem auch im gerichtlichen Asylverfahren. Art. 19 Abs. 4 GG oder 
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Art. 39 Abs. 1 RL 2005/85/EG gebieten zwar kein Rechtsmittel gegen eine ver-

waltungsgerichtliche Entscheidung in Asylverfahren, so dass der nationale Ge-

setzgeber auch die Rechtsmittelbeschränkungen in § 78 AsylG vornehmen 

durfte. Die spezifischen Kommunikationsprobleme im (behördlichen wie gericht-

lichen) Asylverfahren vermitteln dann aber ein besonderes schutzwürdiges Inte-

resse des Asylantragstellers an der Durchführung des behördlichen Erstverfah-

rens und der Möglichkeit einer daran erst anschließenden gerichtlichen Kontrol-

le. 

 

bb) Der Beschleunigungsgrundsatz, der im behördlichen wie im gerichtlichen 

Asylverfahren gilt, steht einem Rechtsschutzinteresse für die reine Beschei-

dungsklage nicht entgegen. In der früheren Rechtsprechung des Bundesverwal-

tungsgerichts ist allerdings eine umfassende Pflicht des Gerichts zur Herstel-

lung der Spruchreife auch aus dem Interesse des Einzelnen wie der Allgemein-

heit an einer beschleunigten Durchführung des Asylverfahrens hergeleitet wor-

den (BVerwG, Urteil vom 10. Februar 1998 - 9 C 28.97 - BVerwGE 106, 171 

<174>). Diese Rechtsprechung ist indes unter dem Eindruck der Entwicklung 

des Asylverfahrensrechts und der Möglichkeiten der Asylbehörden zur Verfah-

rensbeschleunigung u.a. für die Zulässigkeitsentscheidungen nach § 29 AsylG 

modifiziert worden (BVerwG, Urteil vom 14. Dezember 2016 - 1 C 4.16 - 

BVerwGE 157, 18 Rn. 20). Ob die Klägerin mit einer gerichtlichen Untätigkeits-

vornahmeklage tatsächlich schneller und einfacher zu dem von ihr angestrebten 

Ziel der Zuerkennung internationalen Schutzes gelangen kann, kann unter den 

obwaltenden Umständen einer hohen Belastung der Verwaltungsgerichte mit 

Asylverfahren nicht festgestellt werden.  

 

cc) Entgegen der Rechtsauffassung der Beklagten fordert Unionsrecht jeden-

falls nicht, dass im gerichtlichen Verfahren auf Untätigkeitsklage hin "durchzu-

entscheiden" ist. Art. 39 RL 2005/85/EG bzw. Art. 46 RL 2013/32/EU setzen 

erkennbar voraus, dass eine behördliche Erstentscheidung ergangen ist, und 

verhalten sich nicht zum gerichtlichen Rechtsschutz in Fällen der Untätigkeit. 

Dessen Ausgestaltung ist Sache der nationalen Gesetzgeber. Dem unions-

rechtlichen Gebot eines wirksamen Rechtsbehelfs mit einer umfassenden Ex-

Nunc-Prüfung, die sich sowohl auf Tatsachen als auch auf Rechtsfragen er-
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streckt, kann daher in Fällen, in denen es - wie hier - an einer zu überprüfenden 

behördlichen Entscheidung bislang fehlt, keine unionsrechtliche Pflicht des Ge-

richts zum "Durchentscheiden" entnommen werden.  

 

Die Gleichwertigkeit der Anhörung im gerichtlichen Verfahren ergibt sich entge-

gen der Rechtsauffassung der Beklagten auch nicht daraus, dass nach unions-

rechtlichem Sprachgebrauch mit der Bezeichnung "Asylbehörde" auch die Ge-

richte erfasst seien. Dies ist bereits nach den Begriffsbestimmungen ausge-

schlossen, die "Asylbehörde" definieren als "jede gerichtsähnliche Behörde 

bzw. jede Verwaltungsstelle eines Mitgliedstaats, die für die Prüfung von Anträ-

gen auf internationalen Schutz (bzw. Asylanträgen) zuständig und befugt ist, 

erstinstanzliche Entscheidungen über diese Anträge zu erlassen" (Art. 2 

Buchst. e RL 2005/85/EG bzw. Art. 2 Buchst. f RL 2013/32/EU). Dies umfasst 

gerade nicht die Gerichte, bei denen ein "wirksamer Rechtsbehelf" möglich sein 

muss (Art. 39 Abs. 1 RL 2005/85/EG bzw. Art. 46 Abs. 1 RL 2013/32/EU; so 

nunmehr auch das nach der Entscheidungsfindung ergangene Urteil des EuGH 

vom 25. Juli 2018 - C-585/16 - Rn. 103). 

 

3. Das Berufungsurteil hat Bundesrecht auch nicht dadurch verletzt, dass es die 

Beklagte verpflichtet hat, über den Asylantrag der Klägerin zu entscheiden, oh-

ne der Beklagten hierfür eine (neuerliche) Frist zu setzen.  

 

§ 75 VwGO sieht eine Fristsetzung ausdrücklich nur in den Fällen vor, in denen 

ein zureichender Grund für die Nichtbescheidung besteht. Besteht ein solcher 

Grund nicht, ist die Behörde nach Ablauf der angemessenen Entscheidungsfrist 

nach § 75 Satz 1 VwGO gehalten, unverzüglich zu entscheiden. Bereits wäh-

rend der Dauer des auf Verpflichtung zur Bescheidung gerichteten verwal-

tungsgerichtlichen Verfahrens wirkt die Pflicht zur behördlichen Entscheidung 

fort; die Rechtshängigkeit des Bescheidungsbegehrens sperrt nicht die gebote-

ne Durchführung des der Entscheidung vorgelagerten behördlichen Verfahrens, 

insbesondere auch nicht eine erforderliche persönliche Anhörung des Asylan-

tragstellers. Die gerichtliche Verpflichtung zur Entscheidung über den Antrag, 

die zudem eine beklagte Behörde nicht überraschend treffen und auf die sich 

diese vorbereiten kann, bekräftigt diese Rechtspflicht in allerdings verbindliche-
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rer, weil grundsätzlich vollstreckbarer Weise. Soweit die Behörde für die 

Vorbereitung und Durchführung nicht schon den Zeitraum zwischen dem Erge-

hen der gerichtlichen Entscheidung und ihrer Rechtskraft nutzen kann, um der 

auf sie zukommenden Verpflichtung unverzüglich nachzukommen, ist im Voll-

streckungsverfahren hinreichend Raum, objektiv unvermeidbare Verzögerun-

gen der unverzüglich geschuldeten Entscheidung zu berücksichtigen. § 172 

Satz 1 VwGO setzt für die Zwangsgeldfestsetzung voraus, dass es erst nach 

Ablauf einer vom Gericht festzusetzenden angemessenen Frist festgesetzt 

werden kann; diese Frist ist so zu bemessen, dass es der Behörde möglich ist, 

ihrer Verpflichtung nachzukommen (Kopp/Schenke, VwGO, 23. Aufl. 2017, 

§ 172 Rn. 5). 

 

4. Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 2 VwGO. 

 

 

Prof. Dr. Berlit     Prof. Dr. Dörig    Fricke 

 

   RiBVerwG Dr. Fleuß    Dr. Wittkopp 
   ist wegen Urlaubs verhindert 
   zu unterschreiben. 
   Prof. Dr. Berlit 
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